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FDP: Zustimmung zum Haushalt 2013 nur unter größtem Vorbehalt

Nur rund 60 % der städtischen Ausgaben sind durch Einnahmen gedeckt. Der Rest muss

durch immer neue Kredite finanziert werden. So kann das nicht weitergehen. Schon seit

Jahren fordert die FDP eine stärkere Konsolidierung. Man kann nicht auf Dauer mehr

ausgeben, als man einnimmt. Auch wenn das bedeutet, dass man liebgewonnene

Einrichtungen und Angebote, wie z.B. das Badehaus (1. Mio. € Minus im Jahr), nicht

weiterführen kann. So hat die FDP im vergangenen Jahr über 30 konkrete Vorschläge

unterbreitet, wie man die Ausgaben senken und die Einnahmen erhöhen könnte. Leider

wurden praktisch alle von der regierenden CDU/AL-Grüne-Koalition abgelehnt. Als

Ergebnis davon ist der Schuldenstand Rödermarks 2012 erneut um über 8 Mio. €

angestiegen.

2013 soll und muss nun endlich alles anders werden. Rödermark soll unter den

Kommunalen Schutzschirm des Landes Hessen schlüpfen, ein Teil seiner Schulden wird

vom Land übernommen, dafür muss der Haushalt aber bis 2018 ausgeglichen werden -

aus heutiger Sicht um rund 10,5 Mio. € muss sich dazu das Ergebnis verbessern. Alle

Parteien – mit Ausnahme der SPD – haben sich über die Grundzüge eines Abbaupfades

verständigt. Etwa 40 % der Summe soll durch Mehreinnahmen (davon die Hälfte durch

Mehreinnahmen bei der Gewerbesteuer) erwirtschaftet werden, 60 % durch
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Ausgabenkürzungen. „Die Teilnahme am kommunalen Rettungs¬schirm und damit

verbunden ein ernsthafter Abbau des jährlichen Defizites ist uns so wichtig“ so FDP-

Fraktionsvorsitzender Tobias Kruger, „dass wir dem Haushalt 2013 zustimmen werden,

auch wenn es für 2013 ein großes Missverhältnis zwischen Mehreinnahmen und

Ausgabenreduktion gibt.“ Von den 2,2 Mio. € Ergebnisverbesserung, die 2013 erzielt

werden sollen, stammen nur rund 300.000 € aus Einsparungen, 1,6 Mio. € dagegen durch

direkte Mehrbelastungen für den Bürger (Steuererhöhungen, höhere

Kinderbetreuungsgebühren). „2013 tritt der Bürger quasi in Vorleistung“, so Kruger weiter,

„wir erwarten aber, dass die Grundstruktur des zu beschließenden Abbau¬pfades

eingehalten wird und in den Folgejahren fast ausschließlich bei den Ausgaben und in der

Verwaltung gekürzt und nicht mehr primär den Bürgern in die Tasche gegriffen wird.“

Wenn 2014 entgegen der Absprache erneut der Bürger übermäßig herangezogen werden

sollte, wird die FDP den gemeinsamen Weg nicht weiter mitgehen.

„Es darf nicht sein“, so Kruger weiter, „dass die nötige Konsolidierung nur mit

Mehreinnahmen erzielt wird – Steuererhöhungen sind aus Sicht der Liberalen keine

Einsparmaßnahmen! Auch uns ist klar, dass es ohne Mehrbelastungen für die Bürger

nicht gehen wird, aber im Vordergrund sollte immer die Redu¬zierung der Ausgabenseite

stehen. Hier sind auf Verwaltungsseite aus Sicht der FDP Sicht noch lange nicht alle

Potenziale ausgeschöpft.“

So hat die FDP ihre Forderung erneuert, verstärkt auf E-Government, auf internetbasierte

Verwal-tungsabläufe und Kommunikation mit dem Bürger, zu setzen. Basis dafür

wiederum ist eine moderne Homepage, die Bausteine wie ein ‚elektronisches Rathaus’

erst zulässt. Hier hinkt Rödermark um Jahre hinter anderen Kommunen her. „Wir sind

überzeugt“, so Fraktions-Vize Dr. Rüdiger Werner, „dass durch konsequente Einführung

von E-Government und Effizienzsteigerungen in den Verwaltungsabläufen ein großer Teil

der Einsparungen zumindest in den ersten Jahren ohne Leistungseinbußen für den

Bürger erzielbar ist.“

Eine Reduzierung aller Aufwendungen um 20 % geht nicht ohne Personal¬abbau. Rund

60 % der städtischen Ausgaben sind Personalaufwendungen. Hier ist die FDP überzeugt,

dass ein Großteil des Abbaus durch einen konsequenten Wegfall freiwerdender Stellen

und die Nichtverlängerung von Zeitverträgen möglich ist. Am Ende wird man an der einen

oder anderen Stelle allerdings nicht ohne betriebsbedingte Kündigungen auskommen. „Es

ist eine Frage des Anstandes“, so Tobias Kruger, „dieses ‚Unwort’ auch jetzt schon offen

auszusprechen. Alles andere wäre unehrlich und scheinheilig gegenüber den
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Verwaltungsmitarbeitern.“

„Wir hätten uns gewünscht“, so Tobias Kruger abschließend, „dass schon 2013 erste

Einsparungen vorgenommen werden. Dies wäre bei den Sachkosten und freiwilligen

Leistungen aus unserer Sicht in hohem sechsstelligem Umfang möglich gewesen. Hier

sind wir besonders vom Ersten Stadtrat enttäuscht, der Vorschläge hierzu abgeblockt hat.

Bezüglich Einsparungen in der Verwaltung wird 2013 so nach 2012 das zweite komplett

verlorene Jahr in Folge.“

Enttäuscht ist die FDP von der SPD: „Das, was die SPD gemacht hat, ist Populismus

pur!“, so Dr. Werner. „Natürlich ist es viel einfacher, sich des Sparens zu verweigern und

so weiterzumachen wie bisher. Leistungen zu kürzen und die Belastungen für die Bürger

zu erhöhen, macht keinem Politiker Spaß, gewiss auch der FDP nicht. Aber der

eingeschlagene Weg ist alternativlos. Durch das Verlassen des schmerzlichen, aber

richtigen gemeinsamen Weges hat sich die SPD politisch isoliert, sie hat sich

unglaubwürdig gemacht.“ (rw/tk)

Abgerufen am 10.12.2025 unter https://roedermark.fdp-hessen.de/?p=10598

https://roedermark.fdp-hessen.de/?p=10598

